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Nutzung von KI bei Antragstellung und Begutachtung:        
Die neue DFG-Richtlinie 
Vortrag von Carina Weinmann 
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In der anschließenden Diskussion wurden verschiedene Fragen zu den neuen KI-Richtlinien 
aufgegriffen und gemeinsam erörtert. Zunächst stand die Frage im Raum, ob vergleichbare KI-
Richtlinien bereits in anderen Ländern existieren und welche Regelungen im Falle 
internationaler Kooperationen maßgeblich wären. Den Teilnehmenden waren keine 
entsprechenden Richtlinien aus anderen Ländern bekannt. Im Konsens wurde daher davon 
ausgegangen, dass bei internationalen Projekten die Vorgaben der federführenden Institution 
(„Lead Legacy“) gelten. 

Darüber hinaus wurde diskutiert, ob Antragstellende die Möglichkeit haben, einer KI-
gestützten Verarbeitung ihrer Anträge zu widersprechen. Nach aktuellem Kenntnisstand 
besteht eine solche Möglichkeit bei der DFG nicht. Dementsprechend ist davon auszugehen, 
dass eingereichte Anträge grundsätzlich im Rahmen der Begutachtung KI-gestützt verarbeitet 
werden können. 

Auch das im Antrag geforderte Transparenzstatement zur Nutzung von KI war Gegenstand der 
Diskussion. Dabei wurde deutlich, dass bislang keine konkreten Vorgaben der DFG zur 
Ausgestaltung eines solchen Statements existieren. Ein kurzes, zusammenfassendes 
Statement mit wenigen Sätzen wurde jedoch als grundsätzlich ausreichend angesehen. Im 
Zweifelsfall wurde empfohlen, Rücksprache mit der DFG-Geschäftsstelle zu halten. Darüber 
hinaus wurde darauf hingewiesen, dass das Transparenzstatement den Begutachtenden 
derzeit nicht zur Verfügung gestellt wird, dass sich dies aber in der Zukunft ändern kann. 

Ergänzend wurde darauf hingewiesen, dass auch die Ethikkommission der DGPuK derzeit an 
eigenen KI-Regelungen arbeitet. Diese werden voraussichtlich inhaltlich an den 
entsprechenden Richtlinien der DFG orientiert sein. 

Als positiver Aspekt der neuen Regelungen wurde die verpflichtende Unterschrift unter jedem 
Antrag hervorgehoben. Diese stärkt die Verantwortung der Antragstellenden für die 
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Richtigkeit der und Veranwortung für die eingereichten Unterlagen und entlastet zugleich die 
Begutachtenden. Letztere sind somit nicht dafür verantwortlich zu überprüfen, ob ein Antrag 
vollständig oder überwiegend KI-generiert wurde. 

Abschließend wurde die Nutzung von DeepL bei der Erstellung von Gutachten diskutiert. Dabei 
bestand Einigkeit darüber, dass keine vertraulichen oder sensiblen Informationen aus 
Förderanträgen in externe KI- oder Übersetzungsdienste eingegeben werden dürfen. Nach 
den derzeitigen KI-Richtlinien ist die Nutzung von nicht lokal gehosteteten KI-Systemen, und 
damit auch von DeepL, grundsätzlich nur zulässig, wenn ein entsprechender 
Auftragsverarbeitungsvertrag (AVV) besteht. Da ein solcher Vertrag in der Praxis häufig nicht 
vorhanden oder nur mit erheblichem Aufwand umzusetzen ist, schränkt dies den Einsatz 
entsprechender Dienste erheblich ein.  

Insgesamt wurde deutlich, dass die aktuellen Richtlinien den Einsatz von KI bei der Erstellung 
von Gutachten derzeit nur eingeschränkt ermöglichen, da geeignete lokal gehostete KI-
Systeme bislang an vielen Universitäten fehlen. Vor diesem Hintergrund wurde ein 
beschleunigter Ausbau datenschutzkonformer lokaler Hosting-Lösungen an Universitäten 
beziehungsweise auf Landesebene als notwendig erachtet. 
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Beantragung und Begutachtung von Fortsetzungsanträgen 
Vortrag von Gerhard Vowe 
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Der Input wurde von den Teilnehmenden insgesamt als sehr hilfreich wahrgenommen. In der 
anschließenden Diskussion wurden verschiedene Aspekte vertiefend und kritisch reflektiert. 

Zunächst wurde die Empfehlung diskutiert, bereits zu Beginn einer Forschungsgruppe 
transparent zu kommunizieren, welche Mitarbeitenden langfristig in der Gruppe verbleiben 
können. Einige Teilnehmende hielten dies für wenig realistisch, da zunächst eine Phase des 
gegenseitigen Kennenlernens erforderlich sei. Im weiteren Verlauf der Diskussion wurde diese 
Aussage dahingehend präzisiert, dass es weniger um eine frühzeitige personelle Festlegung 
als vielmehr um eine klare Kommunikation der Rahmenbedingungen und Perspektiven gehe, 
um unrealistische Erwartungen auf Seiten der Mitarbeitenden zu vermeiden. 

Anschließend wurde der Umgang mit Anhängen von Fortsetzungsanträgen thematisiert. Es 
wurde darauf hingewiesen, dass Antragstellende nicht davon ausgehen sollten, dass Anhänge 
wie zusätzlich eingereichte Materialien oder externe Links von den Gutachtenden 
berücksichtigt werden. Ein Antrag sollte daher in sich geschlossen und ohne ergänzende 
Dokumente verständlich sein. Gleichwohl könne das Verlinken von Manuskripten der 
Promovierenden als symbolischer Nachweis der wissenschaftlichen Ergebnisse in der ersten 
Förderphase sinnvoll sein. 

Ein weiterer Diskussionspunkt betraf die Rolle von Postdocs in der zweiten Förderphase. Dabei 
wurde betont, dass realistischerweise lediglich ein bis zwei Postdoc-Stellen zu erwarten seien. 
Entsprechend sollte vermieden werden, überhöhte Erwartungen hinsichtlich zusätzlicher 
Postdoc-Positionen zu wecken. Zugleich wurde die Bedeutung personeller Kontinuität auf 
Ebene der Principal Investigators (PIs) hervorgehoben. 

Darüber hinaus wurde gefragt, ob kleinere Abweichungen oder Änderungen des 
Arbeitsprogramms gegenüber dem ursprünglichen Antrag im Rahmen der Präsentation 
ausdrücklich thematisiert werden sollten. Hier wurde betont, dass Anpassungen im Verlauf 
eines Forschungsprojekts üblich und erwartbar seien, solange sie keine grundlegenden 
Veränderungen der ursprünglichen Zielsetzung oder Ausrichtung darstellten. Insofern 
bedürften nur fundamentale Änderungen einer expliziten Begründung. 

Abschließend wurde die Frage nach einer möglichen Erhöhung des finanziellen 
Förderrahmens einer Forschungsgruppe diskutiert. Nach Einschätzung der Diskutierenden 
sollte grundsätzlich nicht mit einer Ausweitung des Budgets gerechnet werden. Anpassungen 
seien allenfalls im Rahmen des Inflationsausgleichs zu erwarten; die Finanzierung zusätzlicher 
Stellen sei hingegen in der Regel nicht möglich. 

Ergänzend wurde darauf hingewiesen, dass die Entscheidung über den Ort der Begehung 
grundsätzlich bei den Antragstellenden liegt. 

 

 


